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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 22.
MÃ¤rz 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des KlÃ¤gers
auch fÃ¼r das Berufungsverfahren. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente auf unbestimmte Zeit.

Der 1969 geborene KlÃ¤ger erlitt einen Unfall, als er wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit als
Maurer am 11. Oktober 1996 mit der rechten Hand in die Rollen eines Bauaufzugs
geriet. Er zog sich dabei eine Quetschung der rechten Hand mit dislozierter
Grundgliedfraktur des 2. Fingers und offene Quetschwunden am 3. und 5. Finger zu
(Durchgangsarztbericht von PD Dr. J, Krankenhaus P, vom 11. Oktober 1996). Der
KlÃ¤ger wurde 3 Tage stationÃ¤r versorgt. Es wurde eine T-plattenosteosynthese
der Fingerfraktur mit Versorgung der Weichteilwunden am Aufnahmetag und
Handgips durchgefÃ¼hrt. Die Metallentfernung erfolgte am 14. Februar 1997.
Ausweislich des Entlassungsberichts des Krankenhaus P vom 17. Februar 1997
zeigten die RÃ¶ntgenkontrollen eine gut konsolidierte Fraktur und vollstÃ¤ndige
Materialentfernung. Der KlÃ¤ger war ab 20. Mai 1997 wieder arbeitsfÃ¤hig. Dr. J
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schÃ¤tzte die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) auf 20 v.H. fÃ¼r ein halbes
Jahr (Mitteilung vom 16.Mai 1997).

Mit Bescheid vom 27. August 1997 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger eine
vorlÃ¤ufige Rente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 20 v.H.
fÃ¼r die Zeit vom 20. Mai 1997 bis 30. November 1997 in Form einer
GesamtvergÃ¼tung. Als Folgen des Arbeitsunfalls wurden anerkannt: Nach
Quetschung der rechten Hand mit Bruch des Grundgliedes des 2. Fingers und
offener Quetschwunde am 3. und 5. Finger: Narbe speichenseitig am rechten
Zeigefinger, erhebliche Bewegungsminderung bis Versteifung des 2. und 3. Fingers
rechts bei RechtshÃ¤ndigkeit, Muskelminderung linker (gemeint wohl rechter)
Unterarm. Grundlage des Bescheides war ein Erstes Rentengutachten von Dr. J vom
28. Juli 1997. Zur Wiederherstellung oder Besserung der ErwerbsfÃ¤higkeit schlug
Dr. J eine Tenolyse am 2. Finger in einem Vierteljahr vor. In einer handchirurgischen
Stellungnahme vom 27. Oktober 1997 empfahl Dr. W, Leitender Arzt der
Handchirurgie des Krankenhaus W, ebenfalls die operative LÃ¶sung der
Strecksehne des 2. Fingers sowie des Mittelgelenks unter stationÃ¤ren
Bedingungen. Mit Schreiben vom 22. Dezember 1997 beantragte der KlÃ¤ger die
Fortsetzung der Rentenzahlung. Nach Einholung einer Stellungnahme des die
Beklagte beratenden Arztes Prof. Dr. Sp vom 8. Januar 1998 gewÃ¤hrte die Beklagte
dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 15. Januar 1998 eine vorlÃ¤ufige Rente ab dem 1.
Dezember 1997, dem Tag nach dem Ende der GesamtvergÃ¼tung, nach einer MdE
von 20 v.H. bis auf Weiteres. Die anerkannten Unfallfolgen entsprachen denen im
Bescheid vom 27. August 1997.

Da der KlÃ¤ger von einem weiteren Arzt Ã¼ber die vorgeschlagene
handchirurgische MaÃ�nahme beraten werden wollte, beauftragte die Beklagte PD
Dr. E, Chefarzt der Klinik fÃ¼r Hand-, Replantations- und Mikrochirurgie des
Ukrankenhauses B, mit der Untersuchung des KlÃ¤gers. In einem Bericht vom 6.
Februar 1998 teilten Dr. E / Dr. G mit, der KlÃ¤ger sei zum gegenwÃ¤rtigen
Zeitpunkt von einer Operation nicht Ã¼berzeugt. Die kÃ¶rperliche Untersuchung
habe ein frei bewegliches MP-Gelenk gezeigt, die passive Beweglichkeit im PIP-
Gelenk betrage 0/0/60Â° und die aktive Beweglichkeit 0/0/36Â°. Die Beweglichkeit
im DIP-Gelenk des 2. Fingers habe aktiv und passiv bei 0/0/40Â° gelegen, der
Fingerkuppenhohlhandabstand betrage 6 cm. Die Ã¼brigen Finger 3 und 5 seien
frei beweglich, der Fingerkuppenhohlhandabstand sei komplett. Es bestehe
ArbeitsfÃ¤higkeit, die MdE liege bei 0. Mit Schreiben vom 5. Mai 1998 teilte Dr. E
der Beklagten mit, die Erstellung eines Zweiten Rentengutachtens erÃ¼brige sich,
da der KlÃ¤ger den Operationstermin abgesagt habe und das
Untersuchungsergebnis den bisher vorliegenden Gutachten entspreche. In einem
Zwischenbericht vom 6. Januar 1999 bestÃ¤tigten Dr. E / Dr. G, dass bei
bestehender ArbeitsfÃ¤higkeit die MdE, wie im damaligen Befund vom 5. Februar
1998 bereits beschrieben, bei 0 v.H. liege.

Daraufhin lehnte die Beklagte nach vorheriger AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers mit
Bescheid vom 27. Januar 1999 die GewÃ¤hrung einer Dauerrente auf unbestimmte
Zeit an Stelle der vorlÃ¤ufigen Rente ab. Die bisherige Rente werde deshalb mit
Ablauf des Monats Januar 1999 entzogen. Die Ã¤rztliche Begutachtung habe
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ergeben, dass zur Zeit als Folgen des Versicherungsfalls noch bestÃ¼nden: Nach
Quetschung der rechten Hand mit Bruch des Grundgliedes des 2. Fingers und
offener Quetschwunde am 3. und 5. Finger: Narbe speichenseitig am rechten
Zeigefinger, BewegungseinschrÃ¤nkung des 2. Fingers rechts, die in den
RÃ¶ntgenaufnahmen erkennbaren VerÃ¤nderungen. Hierdurch werde die
ErwerbsfÃ¤higkeit nicht mehr in rentenberechtigendem Grade gemindert.

In dem dagegen eingelegten Widerspruch vertrat der KlÃ¤ger die Auffassung, dass
seine ErwerbsfÃ¤higkeit durch die Folgen des Versicherungsfalls weiter um
mindestens 20 v.H. gemindert sei. Der Grad der ErwerbsunfÃ¤higkeit sei entgegen
den AusfÃ¼hrungen in dem angefochtenen Bescheid nicht gutachterlich festgestellt
worden, vielmehr hÃ¤tten dem jeweils nur Befunde des Ukrankenhauses vom 6.
Februar und 5. Mai 1998 zu Grunde gelegen. Der Bescheid kÃ¶nne deshalb keinen
Bestand haben.

Daraufhin holte die Beklagte ein Zweites Rentengutachten von Dr. E/ Dr. S ein.
Diese kamen in dem Gutachten vom 1. Juli 1999 zu dem Ergebnis, als
unfallabhÃ¤ngige krankhafte VerÃ¤nderungen bestÃ¼nden reizlose Narben am
Zeigefinger, Mittel- und Kleinfinger der rechten Hand, BewegungseinschrÃ¤nkung
des Zeigefingers im Mittel- und Endgelenk, welche einen
Fingerkuppenhohlhandabstand von 6 cm verursache, Behinderung der Greifformen
der rechten Hand, verursacht durch verminderte Beweglichkeit des Zeigefingers,
Minderung der groben Kraft der rechten Hand, rÃ¶ntgenologische VerÃ¤nderungen
und glaubhaft vorgebrachte subjektive Beschwerden. Die MdE werde vom Tag der
Untersuchung, d.h. vom 29. MÃ¤rz 1999 an, auf Dauer mit weniger als 10 v.H.
eingeschÃ¤tzt. Mit Widerspruchsbescheid vom 30. Juli 1999 wies die Beklagte den
Widerspruch unter Hinweis auf das Gutachten von Dr. E / Dr. S vom 1. Juli 1999
zurÃ¼ck. Der dort festgestellte Ã¤rztliche Befund habe auch schon am 1. Februar
1999 vorgelegen, insofern sei die frÃ¼here Auffassung bestÃ¤tigt worden.

Mit der dagegen bei dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein
Ziel, die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente auf Dauer zu erreichen, weiter verfolgt.

Zur Ermittlung des Sachverhalts hat das Sozialgericht einen Befundbericht von Dr. J
vom 17. Dezember 1999 eingeholt und dann den Handchirurgen PD Dr. Sch mit der
Untersuchung und Begutachtung des KlÃ¤gers beauftragt. Dieser ist in seinem
Gutachten vom 29. November 2000 zu dem Ergebnis gekommen, bei dem KlÃ¤ger
liege unfallbedingt eine Versteifung des 2. Fingers im Mittel- und Endgelenk sowie
eine EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit im Grundgelenk vor. Bei dem Zeigefinger
handele es sich nach dem Daumen um den zweitwichtigsten Finger der Hand,
dessen FunktionsstÃ¶rungen einen erheblichen Einfluss auf die
GebrauchsfÃ¤higkeit der ganzen Hand hÃ¤tten. Bei der gutachterlichen
Untersuchung habe sich eine erhebliche EinschrÃ¤nkung der GebrauchsfÃ¤higkeit
der rechten Hand ergeben, wie diese schon im Gesamtverlauf von mehreren
erfahrenen Gutachtern beschrieben worden sei. Bei der Bewertung und
EinschÃ¤tzung der MdE komme hinzu, dass es sich um die rechte und dominante
Hand des KlÃ¤gers handele. Deshalb werde die MdE ab Eintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit
und bis auf Weiteres mit 20 v.H. beurteilt.

                             3 / 10



 

Die Beklagte hat dazu eine gutachterliche Stellungnahme von Dr. E / Dr. H vom 6.
MÃ¤rz 2001 vorgelegt. Darin wird ausgefÃ¼hrt, unstreitig seien in allen Ã¤rztlichen
Stellungnahmen der klinische Befund, der mit kleineren Abweichungen bei allen
Gutachtern nahezu identisch sei, die Diagnose sowie die notwendige Therapie.
Unterschiedlich werde die MdE durch die Unfallfolgen von den Gutachtern
eingeschÃ¤tzt. Der EinschÃ¤tzung der MdE von weiter 20 v.H. kÃ¶nne jedoch nicht
gefolgt werden. Finger, deren Gelenkfunktion athrogen und tenogen bedingt
eingeschrÃ¤nkt oder deren SensibilitÃ¤t gestÃ¶rt sei, seien mit Finger- oder
Fingerteilverlusten zu vergleichen. SchlieÃ�lich hÃ¤tten sich die MdE-Tabellen bei
Fingeramputationen seit Jahren bewÃ¤hrt. So werde eine Zeigefingeramputation im
Grundgelenk mit einer MdE von 10 v.H. eingeschÃ¤tzt. Werde gar auch der zweite
Mittelhandknochen amputiert, betrage die MdE 15 oder gar 20 v.H â�¦ Es sei
deshalb kaum glaubhaft, dass ein im Grundgelenk noch recht gut
bewegungsfÃ¤higer Zeigefinger, der im Mittel- und Endgelenk in leichter Beugung
versteift sei, den Spitz- oder Grobgriff stÃ¤rker oder gleich beeintrÃ¤chtige, wie
wenn ein Zeigefinger mitsamt des Mittelhandknochens II amputiert sei. Selbst ein
im Grundgelenk amputierter Daumen mit vollstÃ¤ndigem Verlust des Feingriffes
werde nur mit einer MdE von 20 v.H. bewertet. Auch der Hinweis des
SachverstÃ¤ndigen, dass sich die BewegungsumfÃ¤nge der rechten Hand seit der
ersten Begutachtung nicht verÃ¤ndert hÃ¤tten, kÃ¶nne nicht bedeuten, dass
daraus automatisch die gleiche MdE resultieren mÃ¼sse, denn die vorlÃ¤ufige
EntschÃ¤digung sei in der Regel immer etwas hÃ¶her, weil grÃ¶Ã�ere
Narbenempfindlichkeit, deutliche Kraftminderung sowie fehlende Anpassung des
Verletzten an die Unfallfolgen eine grÃ¶Ã�ere Funktionsminderung bedingten. Dies
kÃ¶nne zu einer HÃ¶herbewertung von bis zu 10 v.H. fÃ¼hren. Die im Ersten
Rentengutachten vorgenommene EinschÃ¤tzung von 20 v.H. fÃ¼r sechs Monate sei
gerechtfertigt, insbesondere wenn man berÃ¼cksichtige, dass zu diesem Zeitpunkt
der Mittelfinger ebenfalls noch funktionsbeeintrÃ¤chtigt gewesen sei. Auf eine
mÃ¶gliche GewÃ¶hnungsphase nach der Handverletzung gehe der
SachverstÃ¤ndige nicht ein. Die MdE liege unter 20 v.H., allenfalls bei 10 v.H â�¦
Sollte trotzdem das Sozialgericht zu dem Entschluss kommen, dass eine MdE von 20
v.H. vorliege, werde die Amputation des Zeigefingers auf MittelgelenkhÃ¶he
empfohlen. Dies kÃ¶nne dann die MdE auf unter 10 v.H. reduzieren. Die Amputation
sei eine zumutbare Heilbehandlung.

Durch Urteil vom 22. MÃ¤rz 2002 hat das Sozialgericht die Beklagte unter
Aufhebung der streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide verurteilt, dem KlÃ¤ger wegen
der Folgen des Arbeitsunfalls vom 11. Oktober 1996 Ã¼ber den 31. Januar 1999
hinaus eine Rente auf unbestimmte Zeit auf der Grundlage einer MdE von 20 v.H. zu
gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger leide
auf Grund des Arbeitsunfalls weiterhin unter erheblichen
FunktionseinschrÃ¤nkungen im Bereich der rechten Hand, die eine MdE von 20 v.H.
begrÃ¼ndeten. Dies ergebe sich aus dem handchirurgischen
SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr. Sch, an dessen Kompetenz kein Zweifel
bestehe. Der SachverstÃ¤ndige begrÃ¼nde in Ã�bereinstimmung mit den
bisherigen Bewertungen von Dr. J und den die Beklagte beratenden Ã�rzten Prof.
Dr. L-H und Prof. Dr. Sp schlÃ¼ssig und nachvollziehbar, warum die bei dem
KlÃ¤ger bestehenden Folgen des Unfalls deutlich stÃ¤rkere
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FunktionseinschrÃ¤nkungen der rechten Hand bedingten als dies bei einem bloÃ�en
Verlust des rechten Zeigefingers, der grundsÃ¤tzlich lediglich eine MdE von 10 v.H.
begrÃ¼nde, der Fall wÃ¤re. Deutlich werde dies insbesondere in der um zwei Drittel
verminderten Kraftentfaltung sowie den Schmerzen beim Gebrauch der Hand und
Behinderungen bei feinmotorischen TÃ¤tigkeiten durch den im Mittel- und
Endgelenk in Beugestellung nahezu versteiften rechten Zeigefinger. Sowohl die
grobe Kraft (Grobgriff, Faustschluss) als auch die Kraft des Spitzgriffes zwischen
rechtem Zeigefinger und Daumen seien auf jeweils ca. 1/3 eingeschrÃ¤nkt. Eine
Kompensation der Funktionen des Zeigefingers durch den Mittelfinger dÃ¼rfte zwar
regelmÃ¤Ã�ig bei einem Verlust von Fingergliedern eintreten, vorliegend sei der
Zeigefinger aber noch vorhanden und behindere durch seine Versteifung in einer
Streckstellung von 25Â° die Gebrauchstauglichkeit der rechten Hand stÃ¤rker als
bei einer Amputation. Hinzu kÃ¤men die von Dr. Sch angefÃ¼hrten
Weichteilverletzungen, die insbesondere zu erheblichen Schmerzen beim Zugreifen
fÃ¼hrten sowie â�� wenn auch deutlich geringgradigere â��
BewegungseinschrÃ¤nkungen aller Ã¼brigen Finger der rechten Hand. Die in der
Stellungnahme von Dr. E / Dr. H vorgebrachten EinwÃ¤nde kÃ¶nnten nicht
Ã¼berzeugen, da sie die zusÃ¤tzlichen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen auf Grund
des teilversteiften und Schmerzen bereitenden rechten Zeigefingers ignorierten.

Gegen das am 15. April 2002 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 3. Mai 2002
Berufung eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung bezieht sich die Beklagte auf eine gutachterliche Stellungnahme
von Dr. K, Leitender Arzt der Abteilung fÃ¼r Unfallchirurgie, Funktionsbereich fÃ¼r
Hand-, Plastische Chirurgie und QuerschnittgelÃ¤hmte, der Zentralklinik E vom 16.
Mai 2002. Dr. K fÃ¼hrt aus, bei der SchÃ¤digung eines Fingers stelle der
Amputationswert die obere Grenze der EinschÃ¤tzung dar. Hiervon kÃ¶nne
abgewichen werden, wenn besondere UmstÃ¤nde die Auffassung begrÃ¼ndeten,
dass ein vorhandener geschÃ¤digter Finger den Gebrauchswert einer Hand weit
Ã¼ber seinen eigenen Amputationswert hinaus beeintrÃ¤chtige. Dies sei z.B.
denkbar bei einer schmerzhaften Neurombildung an einem Finger, die den
Gebrauchswert der gesamten Hand weit Ã¼ber den Verlust des Fingers hinaus
beeintrÃ¤chtigen kÃ¶nne. Die von Dr. Sch festgestellte erhebliche EinschrÃ¤nkung
der GebrauchsfÃ¤higkeit der rechten Hand werde nicht begrÃ¼ndet. Die
Feststellung, dass es sich um die rechte und dominante Hand des KlÃ¤gers handele,
sei fÃ¼r die HÃ¶he der EinschÃ¤tzung irrelevant. Das Gutachten von Dr. Sch
enthalte keine Feststellungen, die die Auffassung des Sozialgerichts stÃ¼tzen
kÃ¶nne, wonach der noch vorhandene Zeigefinger durch seine Versteifung in einer
Streckstellung von 25Â° die Gebrauchstauglichkeit der rechten Hand stÃ¤rker
behindere als bei einer Amputation. Auch fÃ¼r die Feststellung, es bestÃ¼nden
BewegungseinschrÃ¤nkungen aller Ã¼brigen Finger der rechten Hand, liefere das
Gutachten von Dr. Sch keinerlei Grundlage. Die MdE wegen der Folgen des Unfalls
sei mit 10 v.H. einzuschÃ¤tzen.

AuÃ�erdem hat die Beklagte ein Gutachten des Chirurgen Dr. G von der
Unfallbehandlungsstelle der Berufsgenossenschaften B e.V. vom 7. Oktober 2002
vorgelegt, das zur KlÃ¤rung der Indikation fÃ¼r Leistungen zur Teilhabe am
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Arbeitsleben von ihr eingeholt worden ist. Dieser hat die MdE auf Grund der von ihm
erhobenen Befunde auf 10 v.H. eingeschÃ¤tzt.

Im Auftrag des Senats hat der Chirurg Dr. H den KlÃ¤ger untersucht und
begutachtet. In seinem Gutachten vom 4. Februar 2003 hat der Gutachter folgende
Unfallfolgen festgestellt:

â�� erhebliche BewegungseinschrÃ¤nkung bis hin zur subtotalen Versteifung des
rechten Zeigefingers
â�� hochgradig behinderter Faustschluss der rechten Hand
â�� Behinderung der Greifformen der rechten Hand, verursacht durch die totale
Versteifung des rechten Zeigefingers
â�� Minderung der groben Kraft der rechten Hand
â�� reizlose Operationsnarben und Unfallnarben an der rechten Hand
â�� die in den RÃ¶ntgenaufnahmen erkennbare Ausheilung einer Grundgliedfraktur
des rechten Zeigefingers, mit unwesentlicher unfallbedingter Arthrose in den
benachbarten Fingergelenken
â�� glaubhafte Belastungsschmerzen bei lÃ¤ngerer kÃ¶rperlicher Beanspruchung
der rechten Hand.

Die MdE sei ab Februar 1999 mit 20 v.H. einzuschÃ¤tzen und betrage auch jetzt
noch 20 v.H â�¦ Dazu hat Dr. H ausgefÃ¼hrt, Dr. E habe die erhebliche StÃ¶rung
des Faustschlusses der rechten Hand durch Einsteifung des rechten Zeigefingers
und damit verbundener StÃ¶rung des Grob- und Festhaltegriffs der rechten Hand zu
gering eingeschÃ¤tzt. Es sei dadurch zu einer nicht nachvollziehbaren Bewertung
der MdE mit unter 10 v.H. gekommen. Dies sei deshalb so grotesk, weil Dr. E in
seinen AusfÃ¼hrungen spÃ¤ter festgestellt habe, dass die Einsteifung des rechten
Zeigefingers so grob ausgefallen sei, dass man als Handchirurg zur
Fingeramputation raten mÃ¼sse. Diese vorgesehene OperationsmaÃ�nahme sei
nicht in Einklang mit der zuvor eingeschÃ¤tzten MdE von unter 10 v.H. zu bringen.

Dazu macht die Beklagte geltend, den AusfÃ¼hrungen Dr. H zur Gebrauchshand
kÃ¶nne nicht gefolgt werden, denn eine seitendifferente MdE-SchÃ¤tzung nach
Gebrauchs- und Hilfshand sei nicht mehr zu begrÃ¼nden. Die MdE sei weiterhin mit
10 v.H. festzusetzen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 22. MÃ¤rz 2002 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung bezieht sich der KlÃ¤ger auf die GrÃ¼nde der erstinstanzlichen
Entscheidung und das Gutachten von Dr. H.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig aber
unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente
Ã¼ber den 31. Januar 1999 hinaus, wie das Sozialgericht zutreffend entschieden
hat.

GemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 2 Sozialgesetzbuch VII (SGB VII), dessen
Regelungen gemÃ¤Ã� Â§ 214 Abs. 3 Satz 1 SGB VII Anwendung finden, weil die
erstmalige Rentenfeststellung nach In-Kraft-Treten des SGB VII, nÃ¤mlich am 20.
Mai 1997 erfolgte, haben Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit in Folge eines
Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um
wenigstens 20 v.H. gemindert ist, Anspruch auf eine Rente. Bei einer Teilrente wird
sie in der HÃ¶he des Vomhundertsatzes der Vollrente festgesetzt, der dem Grad der
MdE entspricht.

GemÃ¤Ã� Â§ 62 Abs. 1 SGB VII soll wÃ¤hrend der ersten drei Jahre nach dem
Versicherungsfall der VersicherungstrÃ¤ger die Rente als vorlÃ¤ufige
EntschÃ¤digung festsetzen, wenn der Umfang der MdE noch nicht abschlieÃ�end
festgestellt werden kann. Innerhalb dieses Zeitraumes kann der Vomhundertsatz
der MdE jederzeit ohne RÃ¼cksicht auf die Dauer der VerÃ¤nderung neu
festgestellt werden.

GemÃ¤Ã� Â§ 62 Abs. 2 SGB VII wird spÃ¤testens mit Ablauf von drei Jahren nach
dem Versicherungsfall die vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung als Rente auf unbestimmte
Zeit geleistet. Bei der erstmaligen Feststellung der Rente nach der vorlÃ¤ufigen
EntschÃ¤digung kann der Vomhundertsatz der MdE abweichend von der
vorlÃ¤ufigen EntschÃ¤digung festgestellt werden, auch wenn sich die VerhÃ¤ltnisse
nicht geÃ¤ndert haben.

Nach Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 SGB VII richtet sich die MdE nach dem Umfang der sich
aus der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens
ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des
Erwerbslebens. Das die gesetzliche Unfallversicherung beherrschende Prinzip der
abstrakten Schadensbemessung besagt, dass die EntschÃ¤digung nach dem
Unterschied der auf dem Gesamtgebiet des Erwerbslebens bestehenden
ErwerbsmÃ¶glichkeiten des Versicherten vor und nach dem Arbeitsunfall zu
bemessen ist (vgl. BSGE 31, 185). Es kommt also nicht maÃ�geblich darauf an, in
welchem Umfang der Verletzte an der AusÃ¼bung der versicherten TÃ¤tigkeit
beeintrÃ¤chtigt ist. FÃ¼r die Bemessung der MdE ist ausschlaggebend, welche
Arbeiten der Verletzte nach seinen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten vor dem Unfall
leisten konnte und welche TÃ¤tigkeiten er nach dem Unfall bei seinem nun
vorliegenden Gesundheitszustand noch verrichten kann. Bei der Bildung der MdE
sind alle GesundheitsstÃ¶rungen zu berÃ¼cksichtigen, die mit Wahrscheinlichkeit in
einem ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit dem Unfallereignis stehen. Eine solche
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Wahrscheinlichkeit ist anzunehmen, wenn nach vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller
UmstÃ¤nde den fÃ¼r den Zusammenhang sprechenden UmstÃ¤nden ein deutliches
Ã�bergewicht zukommt, so dass darauf die richterliche Ã�berzeugung gestÃ¼tzt
werden kann (BSGE 45, S. 285 ff).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze und nach Auswertung der im
Verwaltungs- und sozialgerichtlichen Verfahren erstellten
SachverstÃ¤ndigengutachten ist der Senat davon Ã¼berzeugt, dass ab 1. Februar
1999, dem Zeitpunkt der Entziehung der vorlÃ¤ufigen Rente und Ablehnung der
RentengewÃ¤hrung auf unbestimmte Zeit, die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
dauerhaft um 20 v.H. gemindert ist. Dies ergibt sich insbesondere aus den
Ã¼berzeugenden Gutachten der gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. Sch und Dr.
H. Die Gutachten sind schlÃ¼ssig und nachvollziehbar begrÃ¼ndet, der Senat hat
keine Bedenken, ihnen zu folgen.

Der KlÃ¤ger zog sich am 11. Oktober 1996 eine schwere Handverletzung durch
Quetschung der rechten Hand in einem Bauaufzug zu. Dabei entstanden mehrere
Wunden an der rechten Hand und ein verschobener Grundgliedbruch in Schaftmitte
am rechten Zeigefinger, der nach Behandlung durch eine Plattenosteosynthese und
Gipsruhigstellung am 16. Mai 1997 knÃ¶chern konsolidiert war, wie sich auf einer
RÃ¶ntgenaufnahme von diesem Tag zeigte. Bereits nach der Materialentfernung
und Wiedereintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit am 20. Mai 1997 wurde in dem Ersten
Rentengutachten von Dr. J vom 28. Juli 1997 eine weitgehende Versteifung des 2.
Fingers in Streckstellung festgestellt. Dr. H fÃ¼hrt hierzu aus, dass die Versteifung
das Mittelgelenk des rechten Zeigefingers betrifft, im Grundgelenk und Endgelenk
des rechten Zeigefingers finde sich eine Teilversteifung. Nach Auffassung von Dr.
Sch liegt sogar eine Versteifung des Zeigefingers im Mittel- und Endgelenk und eine
EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit im Grundgelenk vor. Durch die Kombination
dieser Versteifungen, so Dr. H, stehe der rechte Zeigefinger nach vorn heraus, wenn
der KlÃ¤ger den Faustschluss vornehmen wolle. Der Faustschluss sei ebenso wie die
Fingerspreizung dadurch deutlich eingeschrÃ¤nkt. Die grobe Kraft der rechten Hand
sei im Ã�berkreuzvergleich zu links erkennbar gemindert. Bei der PrÃ¼fung durch
Dr. Sch ergab sich rechts eine Kraft von 16 kg und links von 46 kg. Der
Fingerdruckversuch zwischen Zeigefinger und Daumen ergab rechts einen Wert von
3 KGMS und links von 9,5 KGMS. Bei der Begutachtung durch Dr. E am 1. Juli 1999
ergab die Messung eine grobe Kraft der rechten Hand von 20 kg und der linken
Hand von 39 kg. Dr. W gab in seinem Gutachten vom 27. Oktober 1997 eine
Daumenkraft rechts von 4,75 kg und links von 9 kg an. Diese Ã¼ber mehrere Jahre
gemessenen Werte zeigen, dass der nahezu fehlenden Minderung der
UmfangsmaÃ�e des rechten gegenÃ¼ber dem linken Arm des KlÃ¤gers keine
entscheidungserhebliche Bedeutung zukommen kann, wie Dr. K in seiner
gutachterlichen Stellungnahme vom 16. Mai 2002 aber meint. Wegen der
Versteifung des rechten Zeigefingers besteht ein hochgradig behinderter
Faustschluss sowie eine Behinderung der Greifformen der rechten Hand. Die von
dem KlÃ¤ger geklagten Belastungsschmerzen bei lÃ¤ngerer kÃ¶rperlicher
Beanspruchung der rechten Hand werden als glaubhaft bezeichnet.

Die von den gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen festgestellten Verletzungsfolgen
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stimmen im Wesentlichen mit den von Dr. E in seinem Zweiten Rentengutachten
festgestellten Unfallfolgen Ã¼berein. Bis auf die EinschrÃ¤nkung der
Fingerbeweglichkeit des 3. bis 5. Fingers, die mittlerweile folgenlos beseitigt ist,
besteht die Versteifung des Zeigefingers der rechten Hand unverÃ¤ndert seit der
GewÃ¤hrung der vorlÃ¤ufigen Rente ab 20. Mai 1997.

Der Senat folgt den AusfÃ¼hrung von Dr. K in der gutachterlichen Stellungnahme
vom 16. Mai 2002, dass grundsÃ¤tzlich bei der SchÃ¤digung eines Fingers der
Amputationswert die obere Grenze der EinschÃ¤tzung darstellt, davon aber
abgewichen werden kann, wenn besondere UmstÃ¤nde die Auffassung
begrÃ¼nden, dass ein vorhandener geschÃ¤digter Finger den Gebrauchswert einer
Hand weit Ã¼ber seinen eigenen Amputationswert hinaus beeintrÃ¤chtigt. Nach
den Erfahrungswerten der gesetzlichen Unfallversicherung (vgl.
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7. Auflage
2003, S. 641 ff) wird die MdE bei einer Amputation des Zeigefingers im Mittelgelenk
mit 20 v.H. fÃ¼r die ersten sechs Monate und dann 0 v.H. geschÃ¤tzt. Eine
Amputation des Zeigefingers im Grundgelenk wird mit einer MdE von 20 v.H. fÃ¼r
zunÃ¤chst neun Monate und dann weiter mit 10 v.H. bewertet.

Nach den AusfÃ¼hrungen von Dr. Sch und Dr. H ist jedoch davon auszugehen, dass
im Fall des KlÃ¤gers besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die eine Ã¼ber den
Amputationswert hinausgehende MdE von 20 v.H. rechtfertigen. Bereits Dr. Sch hat
darauf hingewiesen, dass nicht nur ein Bruch des 2. Fingergrundgliedes
stattgefunden habe, sondern eine Quetschung der ganzen Hand. Erschwerend sei
hinzugekommen, dass die Plattenosteosynthese vom Chirurgen nicht als
Ã¼bungsstabil angesehen worden sei, so dass die Ruhigstellung im Gipsverband
weiterhin zu einer Gewebeschrumpfung im Gelenkkapselbereich dieses Fingers und
damit zu einer schweren EinschrÃ¤nkung der Fingerbeweglichkeit gefÃ¼hrt habe,
die konservativ durch Ã�bungsbehandlung vermutlich nicht mehr auflÃ¶sbar
gewesen sei. Beim Zeigefinger handele es sich nach dem Daumen um den
zweitwichtigsten Finger der Hand, dessen FunktionsstÃ¶rungen einen erheblichen
Einfluss auf die GebrauchsfÃ¤higkeit der ganzen Hand habe. Diese sei durch den
Unfall erheblich eingeschrÃ¤nkt. Dr. H hat nachvollziehbar dargelegt, dass die
erhebliche StÃ¶rung des Faustschlusses der rechten Hand durch Einsteifung des
rechten Zeigefingers und damit verbundener StÃ¶rung des groben Festhaltegriffes
der rechten Hand von Dr. E zu gering eingeschÃ¤tzt worden sei. Dieser habe die
EinschrÃ¤nkung des Grob- und Festhaltegriffs der rechten Hand auÃ�er Acht
gelassen und sei dadurch zu einer nicht nachvollziehbaren Bewertung der MdE mit
unter 10 v.H. gekommen. Ã�berzeugend ist sein Argument, dies sei deshalb so
"grotesk", weil Dr. E in seinen AusfÃ¼hrungen spÃ¤ter festgestellt habe, dass die
Einsteifung des rechten Zeigefingers so grob ausgefallen sei, dass man als
Handchirurg zur Fingeramputation raten mÃ¼sse. Diese vorgeschlagene Operation
ist in der Tat nicht in Einklang zu bringen mit der zuvor von dem Gutachter
eingeschÃ¤tzten MdE von unter 10 v.H â�¦ Seine EinschÃ¤tzung hat Dr. H
ausdrÃ¼cklich unabhÃ¤ngig vom beruflichen Einsatz bzw. einer Anpassung und
GewÃ¶hnung getroffen. Dass der Mittelfinger der rechten Hand des KlÃ¤gers die
Funktion des Zeigefingers vollstÃ¤ndig Ã¼bernommen hat, ist von keinem
Gutachter ausgefÃ¼hrt worden und ist auf Grund des Umstandes, dass der
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Zeigefinger in einer ungÃ¼nstigen Stellung versteift ist, auch nicht anzunehmen.
Weiter ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die die Beklagte beratenden Ã�rzte Prof. Dr. L-
H und Prof. Dr. Sp in ihren Stellungnahmen vom 6. August 1997, 8. Januar 1998 und
3. MÃ¤rz 1998 die MdE auf Dauer mit 20 v.H. geschÃ¤tzt haben. Prof. Dr. L-H
fÃ¼hrte dazu am 6. August 1997 aus, es sei nach dem jetzigen Befund eher
unwahrscheinlich, dass nach dem 20. November 1997 eine geringere MdE
resultiere, da es sich am ehesten um Kapselverklebungen im Gelenkbereich von
Mittel- und Endgelenk nach langer Immobilisation handele. Dies ist von Dr. W in
seinem Gutachten vom 27. Oktober 1997 bestÃ¤tigt worden. Die vorgeschlagene
chirurgische SehnenlÃ¶sung ist jedoch nicht duldungspflichtig, weshalb die
Ablehnung dieses Eingriffs durch den KlÃ¤ger keinen Einfluss auf die HÃ¶he der
MdE hat.

Weder die Stellungnahme von Dr. E / Dr. G vom 6. Februar 1998 noch das Zweite
Rentengutachten von Dr. E / Dr. S vom 1. Juli 1999 vermÃ¶gen demgegenÃ¼ber zu
Ã¼berzeugen. Sie enthalten keinerlei Diskussion der HÃ¶he der MdE, die sogar mit
unter 10 v.H. angegeben wird, woran selbst die Beklagte nun nicht mehr festhÃ¤lt.
Ein alleiniges Abstellen auf den MdE-Wert bei Amputationsverletzungen wird dem
hier vorliegenden Einzelfall nicht gerecht. Die Berufung war deshalb
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 02.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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